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KurzstelluDgnsbme de! VPRT zum Entwurf eitrcr Stratlyertng€s über d!!
Medienrecht in EaBburg und Schleswig-Holsteir (MedicNtlrtrvortrrg
ESH, Stand: 13. Jutri 2006)

Sehr geehrter Herr Kalink4

zunächst danken wir Ilhen nocbmals herzlich, dass wir die Gelegenheit hatten,
an der Anhörung am 4. Oktober 2006 teilzunehmen.

Im Nachgang zu dieser Anhörung dürfen wir Ihnen anliegend in Ergzinzung zum
Positionspapier des Verbandes Privater Rundfunk und Telekommunikation e. V.
(VPRT) von 28. Februar 2006 zum Entwud eines Staatsverhages üb€r das
Medienrecht in Hamburg und Scbleswig-Holstein eine weitere
Kurzstellungnahme des VPRT zukoürnen lassen.

Wir würden es begdßen, wenn Sie tmsere Anmerkungen und wichtigsten
Forderungen in llte abschließenden Ausschuss-überlegungen zu dem
Gesetzgebungsverfahren einbeziehen könnten.

Sollten Sie zu unserer Position Rückfragen haben, so stehen wii Ihnen jederzeit

Mit freundlichen Grüßen

Claus Grcwenig
.lustiziar
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Der Verband Privater Rundfunk und Telekommunikation e. V. (VPRT) möchte im Nachgang 
zu den Anhörungen in Kiel und Hamburg nochmals seine wichtigsten Forderungen zusam-
menfassen und bittet um entsprechende Berücksichtigung im weiteren Gesetzgebungsverfah-
ren. Diese Anmerkungen sollen der Ergänzung und Verdeutlichung der VPRT-Stellungnahme 
vom 28. Februar 2006 dienen. 
 
%��=XVDPPHQIDVVXQJ�GHU�ZLFKWLJVWHQ�)RUGHUXQJHQ��
 
,��������II����:HLWHUYHUEUHLWXQJ�YRQ�5XQGIXQNSURJUDPPHQ�XQG�0HGLHQGLHQVWHQ�LQ�DQD�
ORJHQ�XQG�GLJLWDOHQ�.DEHODQODJHQ  
 
1. Sicherung des derzeitigen Programmbestandes in analogen Kabelanlagen 
 
Der VPRT bittet durch eine gesetzliche Regelung im Rahmen des �����06W9 und/oder in der 
Begründung zum MStV sicherzustellen, dass vor der Entscheidung über den Analog-Digital-
Umstieg und einer damit verbundenen möglichen Abschmelzung analoger Verbreitung zu 
Lasten privater Anbieter folgende Schritte zum Zwecke der Vielfaltsicherung und der Trans-
parenz eingehalten werden: 
 

• vorherige  Abstimmung mit den Veranstaltern über ein Migrationskonzept, 
• vorheriges Einvernehmen der Medienanstalt HSH bei der Digitalisierung analoger 

Kanäle, 
• Missbrauchsaufsicht der Medienanstalt HSH . 

 
Als Anhaltspunkt für eine Regelung könnte z. B. �����$EVDW]���/0*�15: dienen. 
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Ä'HU�.DEHODQODJHQEHWUHLEHU�NDQQ�PLW�(LQZLOOLJXQJ�GHU�0HGLHQDQVWDOW�DQDORJH�.DQlOH�GLJL�
WDOLVLHUHQ��9RU�LKUHU�(QWVFKHLGXQJ�KDW�GLH�0HGLHQDQVWDOW��GLH�9HUDQVWDOWHU�XQG�$QELHWHU��GH�
UHQ�5XQGIXQNSURJUDPPH�XQG�0HGLHQGLHQVWH� DQDORJ��EHUWUDJHQ�ZHUGHQ�� DQ]XK|UHQ�� VRIHUQ�
GLH�GLJLWDOH�hEHUWUDJXQJ�QLFKW�PLW� LKQHQ�YHUHLQEDUW�ZXUGH��6LH� HUWHLOW� GLH�(LQZLOOLJXQJ� ]XU�
'LJLWDOLVLHUXQJ��ZHQQ�GLH�0HLQXQJVYLHOIDOW�� GLH�9LHOIDOW� GHV�5XQGIXQNV�XQG�GLH�9LHOIDOW� GHU�
0HGLHQGLHQVWH� LQVJHVDPW� JHZDKUW� VLQG�� 6LH� VROO�DQJHPHVVHQH�hEHUJDQJVIULVWHQ� ]X�*XQVWHQ�
GHU�9HUDQVWDOWHU�XQG�$QELHWHU�VHW]HQ�³�
 
Jede zu Gunsten der Kabelnetzbetreiber geplante Liberalisierung bedeutet bei der analogen 
Kabelbelegung eine erhebliche Gefährdung für den derzeitigen Bestand an analog verbreite-
ten TV-Programmen in den Breitbandkabelnetzen. Bereits im Rahmen der letzten Novelle des 
HmbMedienG im Jahr 2003 hat der VPRT auf die Gefahren einer Liberalisierung im analo-
gen Kabelbereich hingewiesen, als der Gesetzgeber beschloss, die Zuständigkeit der HAM 
über die Kabelbelegung um 4 Kanäle zu reduzieren. 
Auch das Europarecht lässt die Auferlegung zumutbarer Übertragungspflichten in Art. 31 der 
Universaldiensterichtlinie ausdrücklich zu, wenn diese zur Erreichung festgelegter Ziele im 
allgemeinen Interesse erforderlich sind. Angesichts der unverändert bestehenden Frequenz-
knappheit im analogen Kabel erfüllt die Vielfaltsicherung durch die Medienanstalt genau die-
se Voraussetzungen. Gerade vor diesem Hintergrund ist es verfehlt, dass die EU-Kommission 
derzeit die Unvereinbarkeit deutscher must-carry-Regelungen mit der Universaldiensterichtli-
nie anmahnt und die nationale Vielfaltssicherung sowie die damit korrespondierende Kompe-
tenz der Länder in Frage stellt. 
Schon jetzt nehmen die Kabelnetzbetreiber unter Verweis auf den Erhalt ihrer Wettbewerbs-
fähigkeit mit Blick auf Satellit, DSL und DVB-T $EVFKPHO]XQJHQ�]X�/DVWHQ�GHU�SULYDWHQ�
3URJUDPPDQELHWHU�XQG�0HGLHQGLHQVWH vor, um z. B. Triple Play (Kombination aus Fernse-
hen, Internet und Telefonie) anbieten zu können. Hinzu kommt die zunehmende YHUWLNDOH�
,QWHJUDWLRQ�YRQ�,QIUDVWUXNWXUEHWULHE�XQG�,QKDOWH�$QJHERW aus einer Hand. Damit geht ein 
besonderes *HIlKUGXQJVSRWHQ]LDO� EHLP� =XJDQJ� XQG� GHU� :HLWHUYHUEUHLWXQJ� I�U� QHW]�
EHWUHLEHUXQDEKlQJLJH� ,QKDOWHDQELHWHU einher. Dies verstärkt sich in den Zeiten analoger 
wie digitaler Engpässe für alle privaten Sender, die nicht aufgrund einer gesetzlichen Ver-
pflichtung verbreitet werden oder im Wege der Vielfaltsauswahl durch die Landesmedienan-
stalt eingespeist werden. Dies gilt auch für die Weiterverbreitung von Teleshopping-
Angeboten, die als fester Bestandteil der Fernsehlandschaft gesehen und bei der Kanalbele-
gung entsprechend angemessen gesetzlich berücksichtigt werden müssen. Dies sollte im Ge-
setzeswortlaut zum Ausdruck gebracht werden. 
 
2. Landesrechtliche Absicherung des Hörfunks im digitalen Kabel 
 
Belegungsvorgaben zur Vielfaltsicherung sind jedoch nicht nur im Fernsehbereich erforder-
lich. Auch und gerade im Hörfunk können Probleme entstehen, wenn 1HW]EHWUHLEHU� LKUH�
1HW]H�XPVWUXNWXULHUHQ und dadurch die regionale Abbildbarkeit erschwert oder unmöglich 
wird. Um ein vielfältiges +|UIXQNDQJHERW�DXFK�LP�GLJLWDOHQ�.DEHO zu erreichen, sollten die 
Sender daher entsprechend ODQGHVUHFKWOLFK, hier in § 32, DEJHVLFKHUW�werden. 
 
�
�
�
�
�
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,,�� ��� ��� II�� �� =XRUGQXQJ� YRQ� WHUUHVWULVFKHQ� hEHUWUDJXQJVNDSD]LWlWHQ� I�U� SULYDWHQ�
5XQGIXQN�XQG�0HGLHQGLHQVWH�
 
1. Gleichwertige Vielfalt der öffentlich-rechtlichen und privaten Rundfunkprogramme 
 
Eine pauschale Zuweisung von Kapazitäten an Plattformbetreiber ist abzulehnen und in ge-
setzlichen Regelungen für den Regelbetrieb auszuschließen (bislang erfolgte die Kapazitäts-
vergabe auf Basis von Modellversuchsregelungen). Die ausschließliche Entscheidung des 
Plattformbetreibers darüber, welche Programme verbreitet werden, birgt Gefahren für ein 
vielfältiges Angebot, insbesondere wenn die Plattformbetreiber eigene Inhalte/Pakete anbie-
ten. Plattformbetreiber dürfen nicht zum Gatekeeper werden. 
 
Die Zuordnung und Zuweisung von Frequenzen muss daher YRUUDQJLJ�DQ�5XQGIXQNDQELH�
WHU und vergleichbare Telemedien (Teleshopping) erfolgen. Sowohl Fernsehen als auch Hör-
funk und Mediendienste müssen dabei Berücksichtigung finden und eine gleichwertige Viel-
falt von privaten und öffentlich-rechtlichen Rundfunkprogrammen sichergestellt sein, ohne 
dass die Sicherstellung der Grundversorgung bei der Zuordnungsentscheidung Vorrang ge-
nießt (s. § 22 Absatz 2 MStV-E). Dass beim öffentlich-rechtlichen Rundfunk bereits eine Ü-
berversorgung mit Frequenzen vorhanden ist, wird bei der vorgeschlagenen Regelung nicht in 
Betracht gezogen.  
Der VPRT bittet daher, diesen Zusatz in Ziffer 1) und im letzten Satz des Absatzes 2 zu strei-
chen und Ziffer 1) dahingehend neu zu formulieren, dass eine Sicherung einer gleichwertigen 
Vielfalt der öffentlich-rechtlichen und privaten Rundfunkprogramme unter angemessener 
Berücksichtigung vergleichbarer Telemedien (Teleshopping) erfolgen muss. 
 
2. Laufzeit der Lizenz 
 
Der VPRT begrüßt, dass in Absatz 6 Satz 1 und 2 der planbare Lizenzzeitraum auf maximal 
17 Jahre (Zuweisung für 10 Jahre und einmalige Verlängerungsmöglichkeit um 7 Jahre)  im 
Gegensatz zum Referentenentwurf, der insgesamt 15 Jahre vorsah, erhöht worden ist. Private 
Veranstalter befinden sich im Wettbewerb mit öffentlich-rechtlichen Veranstaltern, die mittels 
ihrer Bestands- und Entwicklungsgarantie einen praktisch infiniten Planungshorizont haben. 
Da der wirtschaftliche Erfolg eines privaten Rundfunkunternehmens ganz entscheidend von 
der Möglichkeit abhängt, über eine langjährige Planungssicherheit zu verfügen, erscheint eine 
unbegrenzte Möglichkeit der Verlängerung der Zuweisung oder zumindest eine Verlängerung 
der Zuweisung um MHZHLOV�sieben Jahre dringend geboten.  
 
�
,,,���������6LFKHUXQJ�GHU�0HLQXQJVYLHOIDOW�
�
Begrüßenswert ist zudem, dass nach der schriftlichen Anhörung eine Klarstellung dahinge-
hend getroffen worden ist, dass es Veranstaltergemeinschaften möglich ist, jeweils bis zu drei 
analoge und drei digitale Rundfunkprogramme zu veranstalten. Im Hinblick auf die verschie-
denen digitalen Übertragungswege sowie der damit einhergehenden Möglichkeit eines vielfäl-
tigeren Angebots sollte es einem privaten Rundfunkveranstalter möglich sein, Programme 
RKQH�HLQH�JHVHW]OLFKH�+|FKVW]DKOEHJUHQ]XQJ zu veranstalten. Unklarheiten hinsichtlich § 19 
bestehen nach wie vor bei Begrifflichkeiten, wer als „Antragsteller“ zu verstehen ist und wie 
weit die Auslegung der „Veranstaltergemeinschaft“ reicht. 
 
�
�
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Die in § 3 Absatz 2 vorgesehene Ermöglichung der Kooperation aller Rundfunkveranstalter 
untereinander und mit sonstigen Einrichtungen und Unternehmen, die wiederum eine zeitge-
mäße Organisation betrieblicher Abläufe ermöglicht, ist zu begrüßen. Mittelfristig kann neben 
den Medienstandorten Hamburg und Schleswig-Holstein so auch die Pluralität des Pro-
grammangebotes gestärkt werden, da insbesondere zielgruppenspezifische Rundfunkangebote 
zum Teil nur im Rahmen von Kooperationsmöglichkeiten wirtschaftlich tragfähig betrieben 
werden können. Die offenbar vorherrschende Annahme, programmliche Vielfalt ließe sich 
nur über eine Vielfalt der Anbieter sicherstellen, trifft nicht zu. Die Erfahrungen in der Praxis 
zeigen, dass sich die Vielfältigkeit der Programme auch unabhängig von der Anbietervielfalt 
im Markt entwickelt hat.   
 
�
9��$QELHWHUDEJDEH�$EJDEH�GHV�)LQDQ]LHUXQJVDQWHLOV�DQ�GHQ�1'5�
�
Die Anbieterabgabe, wie sie der MStV-E in § 48 Absatz 3 vorsieht, stellt eine unnötige und 
wirtschaftlich erhebliche Belastung der privaten Medienunternehmen dar. Hinzu kommt ande-
rerseits, dass es dem NDR freisteht, von der Medienanstalt nicht in Anspruch genommene 
Rundfunkgebühren nach § 55 Absatz 4  z. B. für eine Förderung von technischer Infrastruktur 
in Hamburg und Schleswig-Holstein sowie zur Förderung von Projekten für neuartige Über-
tragungstechniken (Ziff. 5) zu nutzen. *OHLFK]HLWLJ�ZLUG�DEHU�HLQH�)|UGHUXQJ�GHU�NRPPHU�
]LHOOHQ�$QELHWHU�H[SOL]LW�DXVJHVFKORVVHQ. Die öffentlich-rechtlichen Anstalten verfügen mit 
ihren Gebührenmitteln bereits über ausreichend Mittel zur Förderung ihrer Infrastruktur. So-
wohl die Anbieterabgabe als auch die Mittelverwendung durch den NDR sollten gestrichen 
werden. 
 
 
9,��%HVRQGHUH�6HQGH]HLWHQ�
 
Der VPRT kritisiert die in § 13 vorgesehene Verpflichtung, Wahlwerbesendungen zum 
Selbstkostenpreis ausstrahlen zu müssen. § 13 Absatz 1 Satz 3 des Entwurfes schreibt darüber 
hinaus vor, dass die Bestimmungen des § 13 auch für Landesvollprogramme mit dem 
Schwerpunkt Schleswig-Holstein und Länderprogramme entsprechend bei Gemeinde- und 
Kreiswahlen gelten. Eine Verpflichtung zur Ausstrahlung von Wahlsendungen ist in § 42 Ab-
satz 2 und 3 RStV nur für bundesweit verbreiteten privaten Rundfunk während Wahlen zum 
Deutschen Bundestag und zum Europäischen Parlament gegen Erstattung der Selbstkosten 
vorgesehen. Durch die im Entwurf enthaltene Bestimmungen wird nicht nur in das Recht der 
Rundfunkveranstalter auf freie Programmgestaltung, sondern auch in deren wirtschaftliche 
Verantwortung eingegriffen, da sie nunmehr nur noch den Selbstkostenpreis und nicht die für 
die Wirtschaftswerbung jeweils geltenden Sekundenpreise ersetzt verlangen können. Daher 
sollte zumindest an der „ Kann“ -Vorschrift des geltenden HmbMedienG festgehalten werden. �
�
�
Berlin, den 16. Oktober 2006�
 




